
nur durch die gesetzliche Regelung in § 4 Abs. 4 KStG im Wege der Fiktion als BgA gilt. Folglich scheidet 
auch ein solcher Verpachtungs-BgA als Organträger i.S.d. § 14 KStG aus.  

3. Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht bei BgA  

Bei Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht stellt sich die Frage, ob ein BgA, der eine dauerdefizitäre 
Tätigkeit ausübt, zu dessen notwendigem oder gewillkürtem Betriebsvermögen aber eine 
(gewinnbringende) Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft gehört, ein Gewerbebetrieb ist, wenn die 
durch die Beteiligung erwirtschafteten Erträge (Gewinnausschüttungen, Dividenden) die Verluste aus der 
Dauerverlusttätigkeit übersteigen.  

Hinweis:  

Eine Beteiligung einer jPöR an einer Kapitalgesellschaft, die selbst keinen BgA darstellt, kann 
grundsätzlich als gewillkürtes Betriebsvermögen in einen BgA eingelegt werden. Die Grundsätze des § 4 
Abs. 6 KStG finden hier keine Anwendung. Dies gilt auch für Beteiligungen, die 100 % des Nenn- oder 
Stammkapital umfassen.  

Ob eine Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft einen BgA begründet, richtet sich nach den allgemeinen 
Grundsätzen (siehe hierzu R 4.1 Abs. 2 Satz 2 ff. KStR).  

Nach bundeseinheitlich abgestimmter Verwaltungsauffassung ist für die Frage der 
Gewinnerzielungsabsicht auf den Unterschiedsbetrag nach § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG, also auf den 
„bilanziellen Gewinn“ abzustellen. Regelungen wie z.B. die Steuerbefreiungen nach § 8b KStG oder nicht 
abziehbare Betriebsausgaben (z.B. § 10 KStG, § 4 Abs. 5 ff. EStG), die erst im Zuge der steuerlichen 
Einkommensermittlung berücksichtigt werden, haben keinen Einfluss auf die Gewinnerzielungsabsicht.  

Nicht relevant für diese Prüfung ist folglich, ob sich die Beteiligung im notwendigen oder im 
gewillkürten Betriebsvermögen des BgA befindet, denn sowohl notwendiges als auch gewillkürtes 
Betriebsvermögen wirken sich auf die Höhe des Gewinns und somit auf die Höhe des Unterschiedsbetrag 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG aus.  

Somit sind in die Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht auch Beteiligungserträge einzubeziehen, die der 
künftige Organträger (bisher) aus der Beteiligung an der Gesellschaft bezieht, zu der die Organschaft 
begründet werden soll.  

Liegt nach diesem Prüfungsansatz - ob sich die Beteiligung auf den Unterschiedsbetrag i.S. d. § 4 Abs. 1 
Satz 1 EStG auswirkt - ein gewerbliches Unternehmen vor, handelt es sich auch um ein gewerbliches 
Unternehmen i.S.d. § 14 Abs. 1 Satz 1 KStG, das somit als Organträger tauglich ist. Insoweit gelten bei § 
14 KStG keine Sonderregelungen.  

Beispiel 1  

Ein Bäder-BgA (Dauerverluste) hält eine (bilanzierte) 100%-ige Beteiligung an einer Stadtwerke-GmbH 
(Verflechtung über ein Blockheizkraftwerk). Zwischen dem Bäder-BgA und der Stadtwerke-GmbH soll 
eine Organschaft begründet werden. Der Bäder-BgA erwirtschaftet einen jährlichen Verlust von 100 T€. 
Unter Berücksichtigung der Dividenden aus der Beteiligung an der Stadtwerke-GmbH (150 T€) ergibt sich 
für den Bäder-BgA ein Gewinn von 50 T€.  

 

Lösung  

Der Bäder-BgA kann grundsätzlich die Organträgereigenschaft erfüllen. Nach Rdnr. 5 des BMF-Schreibens 
vom 26.08.2003 (BStBl 2003 I S. 437) kann zwar ein dauerdefizitärer BgA nicht Organträger sein. Bei der 
Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht eines BgA werden jedoch nach der o.a. bundeseinheitlich 


